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Vernehmlassungsantwort zur «Reform der Altersvorsorge 2020» 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Gerne nutzt die Schweizerische Gesellschaft für Haftpflicht- und Versicherungsrecht (SGHVR) 

die Gelegenheit zur Stellungnahme zur Vorlage „Alterssicherung 2020". 

1. Grundsätzliche Einschätzung 

Die SGHVR begrüsst ausdrücklich den Ansatz, die Reform als säulenübergreifendes Gesamt­

projekt anzugehen und die verfassungsmässigen Leistungsziele der Vorsorge bei einem Refe­

renzalter von 65 Jahren nachhaltig zu sichern. Rein punktuelle Reformen haben in den letzten 

Jahren zu keinen Fortschritten geführt. Ein ausgewogenes Gesamtpaket wäre ein wichtiger 

Meilenstein in der schweizerischen Vorsorgepolitik. 

Wenn im Folgenden verschiedene Anpassungen oder Zusatzüberlegungen angeregt werden, 

sind diese nicht als Ablehnung einer Gesamtlösung zu sehen, sondern nach dem Verständnis 

der SGHVR als Beiträge zu einem ausgewogenen und damit auch politisch chancenreichen Ge­

samtprojekt. 

2. Referenzalter 65 in beiden Säulen 

Der Systemwechsel vom geltenden System der Altersgrenze zu einem System des Referenzal­

ters bildet ein Kernstück der Vorlage, das für einige weitere Massnahmen (namentlich für die 

Flexibilisierung des Rentenalters und die Fixierung der verfassungsrechtlichen Zielgrössen) 
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zentral ist. Die SGHVR begrüsst diesen in einen weiteren Kontext eingebetteten Systemwech­

sel. 

Angesichts der demographischen Entwicklung und des künftigen zahlenmässigen Verhältnis­

ses von Menschen über 65 zu Menschen unter 65 hätte sich, rein rententechnisch betrachtet, 

auch ein höheres Referenzalter als 65 Jahre rechtfertigen lassen. Dass das Referenzalter laut 

der Vorlage bei 65 Jahren liegen soll, scheint für den politischen Erfolg der Vorlage allerdings 

entscheidend zu sein . Die SGHVR teilt auch die Einschätzung, dass der Arbeitsmarkt ältere·Ar­

beitnehmende, die ihre Beschäftigung verlieren, nur schwer aufnimmt. Eine Erhöhung des 

Pensionierungs- bzw. Referenzalters würde faktisch zu einer (teilweisen) Verlagerung der Kos­

ten auf andere Sozialwerke führen . Die verschiedenen Flexibilisierungsmöglichkeiten können 

im Ergebnis aber dazu beitragen, dass auch das reale Pensionierungsalter steigt, sofern der 

Arbeitsmarkt die Versicherten aufnimmt, was aus volkswirtschaftlicher Sicht wie auch aus der 

Sicht der AHV-Finanzierung klar zu begrüssen ist. 

Im Grundsatz befürwortet die SGHVR auch die Anhebung des Referenzalters für die Alters­

rente von Frauen auf 65 Jahre. Verschiedene Massnahmen in der Vorlage zielen im Gegenzug 

denn auch darauf ab, die soziale Absicherung der - häufig in Teilzeitpensen beschäftigten -

Frauen zu verbessern (tieferer Mindestlohn und angepasster Koordinationsabzug in der be­

ruflichen Vorsorge, Sonderbedingungen bei der Frühpensionierung von Personen mit langer 

Erwerbsdauer und tiefem bis mittlerem Einkommen etc.) . Einige dieser Massnahmen greifen 

aber nur für Frauen, die längere Zeit nach Inkrafttreten der Revision pensioniert werden. Nur 

Frauen mit langer Erwerbsdauer und einem tiefen bis mittleren Einkommen könnten davon 

profitieren, dass ihre Rentenkürzungen im Fall der Frühpensionierung geringer ausfallen. Viele 

Frauen, die nach dem bisherigen Recht keine genügende zweite Säule aufbauen konnten und 

auch häufig weniger verdienten als Männer, müssen mit einer Übergangsfrist von nur sechs 

Jahren nach Inkrafttreten der Revision für die gleichen Leistungen wie bisher ein Jahr länger 

arbeiten. Sie haben bei einer so knapp bemessenen Übergangszeit keine reelle Chance, ihren 

Vorsorgeschutz so auszubauen, dass sie mit 64 mit gleichbleibenden Bezügen pensioniert wer­

den könnten. 

3. Flexible und individuelle Gestaltung der Pensionierung 

Die SGHVR befürwortet die Bestrebungen zu einer möglichst flexiblen und individuellen Ge­

staltung der Pensionierung und begrüsst deshalb die geplanten Massnahmen zur Unterstüt­

zung einer gleitenden Pensionierung, obwohl nicht von der Hand zu weisen ist, dass damit 

insbesondere für die AHV ein administrativer Mehraufwand verbunden ist. 
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Begrüsst wird die Möglichkeit, dass Personen, die ihr Altersguthaben in einer Freizügigkeits­

einrichtung haben, dieses der Stiftung Auffangeinrichtung BVG übertragen können und so 

beim Erreichen des Pensionsalters ebenfalls eine lebenslange Rente anstatt nur das Freizügig­

keitsguthaben beziehen können. Aufgrund dessen, dass die Auffangeinrichtung eigene, auf 

sehr vorsichtigen Grundlagen festgesetzte Parameter verwenden wird, kann dies für die be­

troffene Person im Vergleich zu einem Rentenvorbezug bei der früheren Pensionskasse den­

noch nachteilig sein, wenn der Umwandlungssatz bei der früheren Pensionskasse deutlich hö­

her ist. 

Angesichts des oben erwähnten Nachteils sowie des Umstandes, dass ältere Arbeitnehmende 

im Arbeitsmarkt oftmals nicht gefragt sind und diese in vielen Fällen auch nicht bis zum Refe­

renzalter im Erwerbsleben bleiben wollen, sollte aus Sicht der SGHVR im Bereich der berufli­

chen Vorsorge nicht von der heute bestehenden Möglichkeit abgerückt werden, einen Alters­

rücktritt ab 58 Jahren vorzusehen. Dies gilt umso mehr, als das Mindestalter für den Bezug 

von Altersleistungen auch für den überobligatorischen Bereich der zweiten Säule gelten soll. 

4. Umwandlungssatz in der zweiten Säule 

Die korrekte Durchführung der beruflichen Vorsorge erfordert einen Umwandlungssatz, der 

an die biometrischen und wirtschaftlichen Entwicklungen angepasst ist. Die SGHVR befürwor­

tet deshalb eine Anpassung des Umwandlungssatzes, zumal diese von entsprechenden Kom­

pensationsmassnahmen begleitet wird. Diese sollen zu gleichbleibend hohen Leistungen füh­

ren. 

Vorgeschlagen werden namentlich die Senkung der Eintrittsschwelle und die Neuregelung des 

Koordinationsabzuges bei gleichzeitiger Erhöhung der Altersgutschriften . Diese Massnahmen 

bewirken eine nicht unwesentliche Ausweitung des versicherten Lohns, der obligatorischen 

beruflichen Vorsorge und damit der Lohnnebenkosten für Arbeitnehmende und Arbeitge­

bende. Die SGHVR empfiehlt, die volkswirtschaftlichen Implikationen der vorgeschlagenen 

Kompensationsmassnahmen genauer zu untersuchen. Unter dem Titel Kompensation sollte 

kein Leistungsausbau vorgesehen werden. 

In einigen Punkten regt die SGHVR an, etwas veränderte (und im Bericht teilweise verworfene) 

Massnahmen eingehender bzw. erneut zu prüfen: 

Der BVG-Umwandlungssatz ist eine versicherungstechnische Grösse, die im Wesentlichen 

rechnerisch zu ermitteln ist. Sie ist nicht im politischen Entscheidungsprozess festzulegen. 

Korrekt ist die Verankerung einer Delegationsnorm im Gesetz, welche die Masszahlen für 
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die Bestimmung des Umwandlungssatzes festlegt und gleichzeitig festhält, welche Verän­

derungen zu einer Überprüfung der aktuellen Höhe des Umwandlungssatzes führen. Der 

SGHVR erscheint die Festlegung durch ein Fachgremium angezeigt, das die gesetzlichen 

Vorgaben bestmöglich umzusetzen hat. 

- Die Altersgutschriften könnten zudem über alle Altersgruppen noch stärker vereinheitlicht 

werden, als dies im Vorentwurf vorgeschlagen wird. Dies würde nicht nur der Diskriminie­

rung im Alter entgegenwirken, sondern bereits in jüngerem Alter zu höheren Guthaben 

führen . Daraus resultierten dank dem Effekt von Zins und Zinseszinsen höhere Endal­

tersguthaben. 

- Derselbe Effekt könnte im Übrigen auch mit einem früheren Beginn des Sparprozesses er­

reicht werden. Gegen eine Harmonisierung des Beginns des Sparprozesses mit dem Beginn 

der Versicherungspflicht für die Risiken Invalidität und Tod sprechen nach Ansicht der 

SGHVR keine handfesten Gründe. 

5. «Legal Quote» 

Die Legal Quote regelt die Gewinnverteilung zwischen Versicherungsnehmern und Versiche­

rungen. Soll sie abgeändert werden, sind sämtliche Konsequenzen einer solchen Änderung zu 

beleuchten. Eine alleinige Betrachtung der Ausschüttungsquote in der Vergangenheit wird 

dieser Anforderung nach der Einschätzung der SGHVR nicht gerecht. Vielmehr sollte das Zu­

sammenspiel zwischen der Ausschüttungsquote gemäss Legal Quote und den Eigenkapitalan­

forderungen an Versicherer gemäss Swiss Solvency Test genau untersucht werden. 

Die Versicherer bieten in der beruflichen Vorsorge umfassende Garantien an, die autonome 

Stiftungen nicht offerieren (können). Um diese Garantien abgeben zu können, müssen die 

Versicherer die Solvenzbestimmungen erfüllen, d.h. sie müssen über ausreichend Eigenkapital 

verfügen. Die Beschaffung von Eigenkapital erfolgt über den Markt und damit zu einer markt­

konformen Verzinsung. Die Höhe der Legal Quote als Regulativ für die Gewinnmöglichkeiten 

des Versicherers entscheidet deshalb unmittelbar über die Beschaffungsmöglichkeiten von Ei­

genkapital am Markt und damit letztlich darüber, ob die umfassenden Garantien angeboten 

werden können oder nicht. Den Versicherern muss die Möglichkeit verbleiben, dieses Ge­

schäft wirtschaftlich betreiben zu können. Dies ist nur gewährleistet, wenn nicht nur hinsicht­

lich der Ausschüttungsquote, sondern auch hinsichtlich der Solvenzregelung eine korrekte Be­

trachtung stattfindet. Diese Betrachtung ist aus Sicht der SGHVR nachzuholen. 
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6. Transparenz 

Die angestrebte Vergleichbarkeit der Betriebsrechnung der Versicherer und der Vorsorgeein­

richtungen ist begrüssenswert. Für eine spezielle Ausweisung der Freizügigkeitspolicen sind 

indessen vorgängig die daraus entstehenden Verwaltungsaufwände den allfälligen Vorteilen 

gegenüberzustellen. Diese sind nach Meinung der SGHVR nicht offensichtlich. 

Dies gilt auch für die geplante Vereinzelung des Spar-, Risiko- und Kostenprozesses. Die Tren­

nung der Prozesse dürfte den Kapitalbedarf der Versicherer und deren Kosten und damit letzt­

lich die Prämien der Versicherten erhöhen. Wird allerdings gleichzeitig eine zusätzliche Prämie 

zur Finanzierung der Rentenumwandlungsgarantie eingeführt, entschärft sich diese Proble­

matik: Der Rückstellungsbedarf für Rentenumwandlungsverluste, die sich aus dem Mindest­

umwandlungssatz ergeben, wird reduziert und eine einfacher nachvollziehbare Prämienge­

staltung ermöglicht. 

7. Massnahmen zur Verbesserung der beruflichen Vorsorge 

Die SGHVR begrüsst grundsätzlich die Möglichkeit, die berufliche Vorsorge freiwillig auf eigene 

Kosten steuerlich begünstigt weiterzuführen, wenn Versicherte kurz vor dem frühestmögli­

chen Zeitpunkt für den Vorbezug von Altersleistungen aus der beruflichen Vorsorge ausschei­

den. Es ist allerdings davon auszugehen, dass ein grosser Teil der Betroffenen von dieser Mög­

lichkeit aus finanziellen Gründen kaum Gebrauch machen wird. 

Zu begrüssen ist sodann die Möglichkeit, das Freizügigkeitsguthaben an die Auffangeinrich­

tung zu übertragen und die Freizügigkeitsleistung in Rentenform zu beziehen, wobei aus der 

Vorlage nicht klar hervor geht, ob nur die aus dem Obligatorium resultierende Freizügigkeits­

leistung oder die gesamte reglementarische Freizügigkeitsleistung an die Auffangeinrichtung 

übertragen werden kann. Letzteres wäre zu begrüssen. Sollte diese Möglichkeit nur den obli­

gatorischen Bereich betreffen, würde es in Bezug auf den überobligatorischen Bereich dabei 

bleiben, dass Personen, die kurz vor der Pensionierung ihre Stelle verlieren, nur das Freizügig­

keitskapital beziehen könnten, was aus Sicht der SGHVR nicht sinnvoll wäre. 

8. Hinterlassenenrenten in der AHV 

Die geplante Neuregelung der Hinterlassenenrenten ist mit Bezug auf die Erhöhung der Wai­

senrenten zu begrüssen. Gegenwärtig decken die Leistungen den Bedarf kaum. Zu erwägen 

wäre allenfalls, ob die Erhöhung tatsächlich pauschal für alle Waisen sämtlicher Altersgruppen 
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erfolgen muss, oder vielmehr auch eine Abstufung entsprechend dem altersbedingt steigen­

den Bedarf möglich wäre. 

Zu begrüssen ist ebenfalls die geplante Angleichung der Zugangsvoraussetzungen bei Witwen­

und Witwerrenten. Allerdings ist kritisch zu hinterfragen, ob die damit verbundene Senkung 

des Leistungsansatzes gerechtfertigt ist. Da die AHV-Hinterlassenenrenten beim Tod einer 

nichterwerbstätigen Person die einzige sozialversicherungsrechtliche Leistungsquelle darstel­

len, würde sich dadurch die bereits heute problematische Situation des überlebenden, allein 

erwerbstätigen Ehegatten nach dem Tod des für die Haushalts- und Kinderbetreuung zustän­

digen Partners noch verschärfen, da die AHV-Witwen- bzw. Witwerrenten i.d.R. kaum ausrei­

chen, die entsprechenden Kosten auch nur teilweise zu decken. 

Kritisch erscheint schliesslich auch der geplante vollumfängliche Ausschluss der Zugangsvo­

raussetzung in Form des Alters der verwitweten Person. Bereits die im Rahmen der 11. AHV­

Revision in Betracht gezogene (moderate) Erhöhung traf auf erhebliche Kritik, hätte sich je­

doch aus heutiger Perspektive noch rechtfertigen lassen. Die absolute Ausserachtlassung des 

Alters der verwitweten Person - nicht nur im Zeitpunkt des Todes des Versicherten, sondern 

ebenso im Zeitpunkt, in welchem das jüngste Kind das 18. Altersjahr zurücklegt - dürfte in 

vielen Fällen zu äusserst ungünstigen Situationen führen. Es würde damit ein Kernbereich der 

Hinterlassenenversicherung unbesehen in den Aufgabenbereich der Arbeitslosenversiche­

rung transferiert und mithin die Bedeutung des spezifischen Risikoschutzes der Hinterlas­

senenversicherung über das notwendige und angezeigte Mass hinaus reduziert. Dies obwohl 

der Erwerbslosigkeit bzw. der Schwierigkeit, sich wieder in das Erwerbsleben zu integrieren, 

der Verlust einer versorgenden Person als besondere Ursache zugrunde liegt. Es sollte daher 

nochmals geprüft werden, eine Altersschwelle einzuführen, die sich auf den Zeitpunkt bezieht, 

in welchem das jüngste Kind das 18. Altersjahr vollendet. Diese könnte zwischen 50 und 55 

Jahren liegen. 

9. Füllung der Finanzierungslücke durch MwSt 

Für die gesamte Vorlage ist die Finanzierung durch bis zu zwei zusätzliche Mehrwertsteuer­

prozentpunkte zentral, da nur mit einer entsprechend einschneidenden Massnahme die für 

2030 prognostizierte Finanzierungslücke gefüllt werden kann. Der Finanzierung durch die 

Mehrwertsteuer wird in der Vorlage der Vorzug vor anderen Möglichkeiten gegeben, weil sie 

einerseits die Lohnnebenkosten nicht erhöhe, zugleich aber auch eine gewisse solidarische 

Komponente aufweise, da alle mit einem relativ geringen Steuersatz zur Finanzierung der AHV 

beitragen würden. Zudem soll eine direkte Mehrbelastung von Arbeitgebern und Arbeitneh­

mern vermieden werden, da bereits die Massnahmen in der beruflichen Vorsorge zu zusätzli­

chen Abgaben führten. 
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Die SGHVR möchte zu bedenken geben, dass die AHV nach wie vor eine Versicherung ist und 

auch sein soll. Ein wesentlicher Teil ihrer grosser Akzeptanz in der Bevölkerung beruht auf dem 

Versicherungsprinzip: Man erwirbt sich seine sicheren Ansprüche durch die Leistung von Bei­

trägen. Zwar stammen bereits heute lediglich etwa drei Viertel der Einnahmen aus Beiträgen; 

mit der Finanzierung durch bis zu zwei Mehrwertsteuerprozentpunkte würde sich die Finan­

zierung aber sehr deutlich vom Versicherungsprinzip weg bewegen. 

Zu prüfen wäre nach der Einschätzung der SGHVR, ob die trotz aller anderen Massnahmen per 

2030 prognostizierte Finanzierungslücke nicht dennoch wenigstens teilweise durch eine Bei­

tragserhöhung und sodann durch eine geringere Erhöhung der Mehrwertsteuer gefüllt wer­

den könnte, um den Versicherungscharakter der AHV aufrecht zu erhalten. 

Mit freundlichen Grüssen 
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Prof. Dr. iur. Stephan Fuhrer 
Präsident SGHVR 
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Prof. Dr. iur. Thomas Gächer 
Vorstandsmitglied SGHVR 
Leiter Arbeitsgruppe Vernehmlassung 
«Altersvorsorge 2020» 


